
Eine schlichte Grabplatte eines Familiengrabes auf 
dem Katholischen Friedhof in Biberach weckt bis heute 
bei vielen ungute Erinnerungen an die schlimme Zeit 
des Jahres 1946. In aller Stille wurde hier am Gründon-
nerstag, dem 15. April 1946, ein 16-jähriger Jugendli-
cher beigesetzt, dessen Todesumstände bis heute noch 
nicht endgültig geklärt sind. Die Rede ist von Adolf 
Pfender, einem Mechaniker-Lehrling aus Biberach, dem 
Opfer der sogenannten „Stecknadelaktion“ der franzö-
sischen Besatzungsmacht in Biberach und Umgebung 
im April 1946. Unter der Bezeichnung „Stecknadelak-
tion“, die in der französischen Presse sensationelle 
Schlagzeilen gemacht haben soll, verbarg sich eine von 
der Besatzungsmacht groß angelegte Verhaftungsaktion 
von Kindern und Jugendlichen im süddeutschen Raum, 
denen die Mitgliedschaft in einer nazistischen Wider-
standsgruppe und Waffenbesitz vorgeworfen wurde, 
und die infolge dessen teilweise zu mehrjährigen Frei-
heitsstrafen verurteilt wurden.1

Adolf Pfender – Opfer der „Stecknadelaktion“

Adolf Pfender, Jahrgang 1929, war 1944 aus der 
Schule entlassen worden, hatte eine Maschinenschlosser 
Lehre gemacht und stand, wie viele seiner Altersgenos-
sen, nach Kriegsende arbeitslos auf der Straße. Beliebter 
Treffpunkt der damaligen Jugend war der Biberacher 
Bahnhof. Vermutlich wurde er dort am Montag, dem 1. 
April, oder am Tag darauf zusammen mit anderen 
Jugendlichen von der französischen Gendarmerie festge-
nommen, da er – einer verbreiteten Mode folgend – 
Stecknadeln mit bunten Köpfen am Revers trug. Deren 
Farbe oder Anordnung sollte nach Meinung der Besat-
zungsbehörde Rückschlüsse auf die Zugehörigkeit zu 
einer jugendlichen NS-Widerstandsorganisation des 
„Werwolfs“ zulassen, was sich wenigstens in Biberach 
alsbald als reine Fiktion herausstellen sollte.

Die Festgenommenen wurden in das Hauptquartier 
der Gendarmerie Française im Braithweg eingeliefert, 
wo Adolf Pfender am Donnerstag, dem 4. April, also am 
dritten oder vierten Tag nach seiner Festnahme, unter 
den Augen von 30 bis 40 Jugendlichen von Gendarmen 
an Armen und Beinen gehalten, hochgeschleudert und 
auf den Boden geworfen wurde. Er wurde danach 
direkt in das französische Lazarett 425 des Elisabethen-
krankenhauses in Ravensburg eingeliefert. Von dort aus 
sei zunächst der Versuch gemacht worden, seinen Tod 
ohne Angabe einer Todesursache standesamtlich beur-
kunden zu lassen, was der zuständige Ravensburger 

Standesbeamte verweigerte. Einem Schreiben dieses 
Standesbeamten an seinen Biberacher Kollegen vom 8. 
April 1946 ist zu entnehmen: „Laut einer mir heute 
schriftlich zugegangenen Todesanzeige der französi-
schen Gendarmerie ist der politische Häftling Adolf 
Pfender, Mechanikerlehrling, geb. 24.12.1929 in Biber-
ach, in dem franz. Lazarett 425 (Elisabethenkranken-
haus) am 5.4.1946 (lt. Bescheinigung des franz. Chef-
Arztes an einem Herzanfall – Hemophtitis) gestorben. 
Die Leiche wurde heute nachmittag in das Leichenhaus 
gebracht und wird morgen beerdigt.“ Auf Anweisung 
des Standesamtes erfolgte diese Beerdigung durch 
einen katholischen Geistlichen. Ein Offizier der Gen-
darmerie erklärte dem Standesbeamten, eine Benach-
richtigung der Eltern erfolge nicht und eine Anwesen-
heit derselben bei der Beerdigung sei nicht erwünscht, 
da es sich um einen politischen Häftling handele. Aus 
diesem Grund erfuhren die Eltern vom Tod ihres Soh-
nes erst nach dessen Bestattung in Ravensburg. Auf 
Bitten der Eltern ordnete die Ravensburger Friedhofs-
verwaltung wahrscheinlich in der Woche vor Ostern 
eine vorschriftsmäßige Einsargung des Leichnams und 
seine Überführung  nach Biberach an.2 Im Herbst 1946 
stellte der Wurzacher Künstler Pater Egino Manall, ein 
geborener Biberacher, ein auf Wunsch der Familie 
schon vor diesen schlimmen Ereignissen angefertigtes 
Ölbild des jungen Adolf Pfender öffentlich aus und ver-
sah es mit der Inschrift „Ermordet!“ – ein mutiges 
Unterfangen während der Besatzungszeit. 

Die „Stecknadelaktion“ 
in Biberach und ihre Hintergründe

Bis heute geben die „Stecknadelaktion“ und der 
erschütternde Tod eines Biberacher Jugendlichen Rätsel 
auf. „Irgendwas von oben runter, Werwolf oder so, war 
doch nichts! Was geschah, war furchtbar, aber es hätte 
genauso gut andere treffen können, ohne dass einer 
schuld war. Die Sache ist in Frankreich von irgendje-
mand eingefädelt worden, und da hat man ein paar 
gebraucht, weil es politische gerade opportun war, und 
da haben wir gerade das ‚Glück‘ gehabt, dass es uns gera-
de erwischt hat.“ So versuchte sich ein Betroffener das 
damalige Geschehen zu erklären, das Anfang April 1946 
durch massenhafte Festnahme von Jugendlichen in 
Biberach einsetzte und in zwei weiteren Wellen bis zum 
8. April auch Jugendliche im Umland, z. B. in Staff
langen, Mittelbiberach, Fischbach, Burgrieden, Schwen-
di und Wain, erfasste. Auch ein 14-Jähriger in Ravens-
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Eltern werden für die Handlungen ihrer Kinder unmit-
telbar verantwortlich gemacht.“5

So überraschend die Verhaftung von Jugendlichen 
in Biberach und Umgebung für die Bevölkerung damals 
war, so gibt es doch Hinweise darauf, dass die Besat-
zungsmacht die damalige Jugend besonders misstrau-
isch beobachtete. Bereits die ersten Direktiven der 1. 
Französischen Armee an die Bürgermeister und ihre 
Repräsentanten verlangten die Aufstellung von Ver-
zeichnissen aller Männer ab dem 16. Lebensjahr. Die 
Tagesrapporte der 5. Division Blindée in Biberach ver-
zeichneten immer wieder Kontrollmaßnahmen gegen 
Jugendliche. In Warthausen gab es im Herbst 1945 eine 
Untersuchung über den Verbleib der Waffen aus dem 
Besitz der Hitlerjugend. Diese wurden zwar nicht 
gefunden, wohl aber fielen den Franzosen Teile des 
Archivs der HJ in die Hände.6 Am 9. November 1945 
wurde eine Gruppe Jugendlicher im Alter von 16 bis 20 
Jahren, unter ihnen ein ehemaliger HJ-Führer, bei einer 
abendlichen Versammlung auf dem Ummendorfer 
Friedhof überrascht.7 Überhaupt bereitete es den Besat-
zungstruppen Sorge, dass sich Jugendliche am Abend 
nach der Arbeit auf den Straßen aufhielten, ein Verhal-
ten, das sich die Besatzungsmacht nicht erklären konn-
te. Im Allgemeinen schien die Jugend der Besatzungs-
macht gegenüber eine eher gleichgültige Haltung an 
den Tag zu legen. Der Biberacher Kreisdelegierte Lieu-
tenant-Colonel Perroux konstatierte in seiner Lagebe-
schreibung vom 27. Dezember 1945 „die Existenz 

burg wurde festgenommen und nach Biberach transpor-
tiert.3 Festgesetzt wurden dabei auch ca. 60 Mitglieder 
der St. Georgs-Pfadfinder, jener im Mai 1945 unter der 
Bezeichnung Katholische Schwabenjugend von Paul 
Aninger und Gebhard Kaspar gegründeten Jugendgrup-
pe, deren vom legendären Beuroner Pater Hariolf 
Eggensberger geleiteter Heimabend im Weißen Turm 
schon einige Wochen vor Ostern 1946 von schwerbe-
waffneter Gendarmerie kontrolliert worden war.4 

Vorauszuschicken ist allerdings, dass bereits die Ver-
ordnung Nr. 1 der Militärregierung für Deutschland 
den „ungesetzlichen Besitz von oder Verfügungsmacht 
über Feuerwaffen, Munition, Sprengstoff oder sonstiges 
Kriegsmaterial mit dem Tode“ bestrafte. Waffen aller 
Art waren deshalb schon kurz nach dem Einmarsch der 
Franzosen auf dem Rathaus abzugeben. Als letzte Frist 
für die Ablieferungspflicht, die auch auf Hieb- und 
Stichwaffen ausgedehnt wurde, galt nach einer 
Bekanntgabe durch den kommissarischen Bürgermei-
ster Leger vom 5. September der 15. September 1945. 
Bei Einhaltung dieser Frist wurde Straffreiheit zugesi-
chert. Danach war mit verschärften Kontrollen zu rech-
nen. Weiter hieß es in dieser Bekanntmachung: „Feind-
selige Handlung gegen die Besatzungsmacht. Anlässlich 
eines Angriffs gegen den Wagen des Herrn Militärgou-
verneurs wird nochmals in Erinnerung gebracht, dass 
jedes feindselige und böswillige Verhalten oder jede 
solche Handlung gegenüber den Angehörigen der 
Besatzungsbehörde auf das Strengste bestraft wird. Die 

Adolf Pfender † 5.4.1946. P. Egino Manall, Adolf Pfender, 1946.
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gouverneurs Widmer, lautete für die französische Gen-
darmerie die Devise, die Jugend gewähren zu lassen, 
aber ein wachsames Auge auf sie zu haben. Hartmanns 
Aktivitäten mündeten schließlich 1949 in der Gründung 
einer der wichtigsten Organisationen der Jugend-, Sozial- 
und Bildungsarbeit, dem Jugendsozialwerk e. V., aus 
dem der heutige Internationale Bund (IB) hervorging.13 

Wegen der kurzen Zeit, in der sich Frankreich auf 
seine Besatzungsaufgaben vorbereiten konnte, war in 
keiner anderen Besatzungszone das Spektrum der 
politischen Auffassungen unter dem Besatzungsperso-
nal so breit gefächert wie in der französischen Zone. 
Hier arbeiteten neben Gaullisten einstige kommunisti-
sche Widerstandskämpfer der Résistance wie auch 
ehemalige Funktionäre der Vichy-Regierung.14 Im Vor-
feld des beginnenden „Kalten Krieges“ befand sich 
Frankreichs Politik selbst in einem inneren Zwiespalt: 
Einerseits galt es die „deutsche Gefahr“ zu bannen, 
andererseits war zu befürchten, dass der deutsche 
Nationalismus im sich anbahnenden Streit zwischen 
Ost und West wieder wachsen würde, falls es Frank-
reich nicht gelänge, sich der „dynamischsten Elemen-
te“ unter den Deutschen, die Hitler einst an sich gezo-
gen hatte, im eigenen Interesse zu bedienen, so die 
Ansicht des Lieutenant-Colonel Perroux von der 
Biberacher Militärverwaltung im Dezember 1945.15 
Die Entnazifizierungspolitik im Allgemeinen und die 
jugendpolitischen Pläne in Südwürttemberg-Hohen-
zollern im Besonderen schürten den Verdacht antifa-
schistischer Kreise sowohl unter den Besatzungsbe-
hörden als auch in Frankreich selbst. In der ersten 
Phase der Konsolidierung des Besatzungsgebietes war 
die Entnazifizierung durch die „Kreiskönige“ der Mili-
tärgouverneure der 1. Französischen Armee ganz 
unterschiedlich gehandhabt worden. Im Gegensatz 
zur US-Zone beauftragte die französische Militärver-
waltung damit deutsche Stellen, die relativ großzügig 
entscheiden durften. Im September 1945 hatte die 
verwaltungsmäßige Desorganisation ihren Höhepunkt 
erreicht. In Baden-Baden installierte sich das Gouver-
nement Militaire. Im Oktober 1945 wurden neue 
französische Säuberungsrichtlinien für Württemberg-
Hohenzollern erlassen. Ein neuer Abschnitt der Besat-
zungspolitik sollte beginnen.16 

Auch in Biberach kam es zu Veränderungen: Mit 
Jahresbeginn 1946 trat der neue Militärgouverneur 
Weill sein Amt in Biberach an, nachdem der eher 
rechtsstehende Stadtkommandant de Mauduit17 im 
September 1945 abberufen worden war. Gleichzeitig 

einer Jugend, die wohlauf und keineswegs niederge-
schlagen“ sei.8

Eine gewisse Rolle in der südlichen französischen 
Besatzungszone dürfte damals auch der aus Reutlingen 
gebürtige Maler Heinrich Hartmann gespielt haben, 
einst Hauptabteilungsleiter der Reichsjugendführung in 
Berlin und enger Mitarbeiter Arthur Axmanns, der seit 
1940 Reichsjugendführer gewesen war. Sein Ziel war 
die Gründung einer Art freiwilligen Arbeitsdienstes, 
angeblich um die Jugend von der Straße zu holen. Im 
Dezember 1945 soll er sich noch in Bad Tölz mit ver-
schiedenen HJ-Führern getroffen haben, wo Wider-
standsmöglichkeiten gegen die Alliierten besprochen 
worden sein sollen.9 Der SPD-Politiker Carlo Schmid, 
Landesdirektor für Justiz, Erziehung und Kunst des 
Landes Südwürttemberg-Hohenzollern in Tübingen, 
unterstützte sein Vorhaben und vermittelte im März 
1946 den Kontakt zu dem linksgerichteten Henri Hum-
blot, dem damaligen Jugendoffizier der französischen 
Militärregierung in Tübingen, der diese Ideen positiv 
aufnahm. Humblot galt als kritischer, manchmal unbe-
quemer Geist, dessen engagiertes Handeln nicht bei 
allen Instanzen auf ungeteilte Zustimmung stieß. Auf-
grund seiner Erfahrung in der praktischen Erziehungs-
arbeit in der französischen Besatzungszone Süd-
württembergs drängte er auf einen Kurswechsel in der 
französischen Deutschland- und Besatzungspolitik. 
Zwar sollte die deutsche Jugend politisch und kulturell 
umerzogen werden. Hinter der Umerziehung, so die 
Meinung Humblots, vertusche die Besatzungsmacht 
aber praktisch ihr primäres Ziel, nämlich die wirtschaft-
liche Ausbeutung der Besatzungszone und ihr Interesse 
an militärischer Sicherheit. Im Gegensatz zur französi-
schen Sicherheitspolizei, die in der einfachen Mitglied-
schaft in der HJ bereits ein Verbrechen sah, sprach sich 
Humblot für eine größere Liberalität im Umgang mit 
der deutschen Jugend aus und bevorzugte eine diskrete 
Anregungs- und Beratertätigkeit gegenüber deutschen 
Jugendeinrichtungen statt schikanöser Überwachung 
und autoritärem Dirigismus.10

Deshalb konnte Hartmann ab April 1946 mehrere 
hundert ehemalige HJ-Führer ansprechen, um diese für 
seine Pläne zu gewinnen: Er sammelte sie im sogenann-
ten „Schwalldorfer Kreis“12 um sich. Eine Lösung kam 
allerdings nicht schnell in Sicht, weil es den führenden 
Besatzungsoffizieren angesichts der politischen Situation 
1946/47 als inopportun und voreilig erschien, diese 
Pläne zu verwirklichen.11 Im Einvernehmen mit Oberst 
de Mangoux, dem Stellvertreter des Tübinger Militär-
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Bericht offiziell vor. Dieser brachte die Besatzungsbe-
hörden in Zugzwang, nannte er doch als Ursache für 
die mangelhaften Säuberungen vor allem die persona-
le Struktur der Säuberungsorgane und schlecht ausge-
arbeitete Säuberungsvorschriften.20 Mit der Neuord-
nung des Entnazifizierungsverfahrens vom 28. Mai 
1946 und der Schaffung des „Staatskommissariats für 
politische Säuberung“ in Tübingen begann dann eine 
neue Phase der Entnazifizierung.21 Damit setzte sich 
in der Entnazifizierungsfrage ein südwürttembergi-
scher Sonderweg fort, der erst mit Einführung der 
Spruchkammern im April 1947 beendet wurde, die 
keine politischen, sondern juristische Entscheidungen 
zu treffen hatten.22 Vor diesem Hintergrund spielte 
sich die „Stecknadelaktion“ der Besatzungsmacht in 
Biberach schließlich ab.

Die Vorgänge am Braithweg

Die Anfang April verhafteten Jugendlichen wurden 
in das Gebäude am Braithweg 26, damals Sitz der 
Gendarmerie, eingeliefert, wo jeweils bis zu 40 von 
ihnen in einem Raum im Erdgeschoss mit dem Gesicht 
zur Wand zu stehen hatten und beim geringsten Ver-
such der Kontaktaufnahme heftig gegen die Wand 
geschlagen wurden, so dass Blut aus Nase und Stirn 
lief. Die anschließenden Verhöre in den Häusern 
Braithweg 26 und 28 wurden von Offizieren der Sûre-
té geleitet. Besonders erwähnt werden Leutnant 
Megel23, der Feldwebel der Sicherheitspolizei Biraud, 
der auch die Funktion eines Maréchal de Logis, d. h. 
eines Quartiermeisters ausübte24 und bei Gerichtsver-
handlungen als Gerichtsschreiber diente.25 Dazuhin 
kam ein weiterer Offizier namens Rosenzweig, der 
dem 2ème Bureau bzw der Sûreté angehört haben 
und angeblich zuvor Polizeichef in Südfrankreich 
gewesen sein soll. Die Gendarmerie war unter ihrem 
Chef Vest faktisch nur ausführendes Organ. Denn ver-
hört wurden die Jugendlichen vor allem von einem 
Polen, der als Dolmetscher diente, und einem Gendar-
men namens Bériat oder Bériard im Rang eines Ser-
geanten. Diese beiden blieben den Jugendlichen 
durch die besondere Brutalität ihrer Verhörmethoden 
in unguter Erinnerung. 

Schläge mit Holzlatten, Peitschenstielen und Tot-
schlägern setzte es bereits, bevor die Jugendlichen 
erfuhren, um was es ging. Die anschließende Befragung 
zielte in erster Linie auf die Zugehörigkeit zu einer 
geheimen NS-Widerstandsgruppe und ihren weiteren 

wurde in der französischen Zone eine Untersuchungs-
kommission der „Verfassungsgebenden Nationalver-
sammlung“ erwartet, die eigens zu dem Zweck ins 
Leben gerufen worden war, um die politischen Säube-
rungen zu prüfen. Vor allem gegen die in der Militär-
regierung vertretenen ehemaligen Funktionäre der 
Vichy-Regierung, die der Kollaboration verdächtigt 
wurden, richtete sich in Frankreich die Kritik. Die 
Ergebnisse der antifaschistischen Ausschüsse bei der 
Entnazifizierung unterschieden sich nämlich von 
Landkreis zu Landkreis, je nachdem, wie hoch der 
Anteil von Sozialisten, Kommunisten oder ehemaligen 
Vichy-Anhängern unter dem Besatzungspersonal war. 
Die Tübinger Militärregierung unternahm deshalb 
hektische Anstrengungen, die Mängel des Säube-
rungsverfahrens zu korrigieren, um doch noch Zah-
lenmaterial vorlegen zu können, das den Erfolg ihrer 
Entnazifizierungsbemühungen beweisen sollte. Ein 
seit Januar 1946 neu eingesetzter Entnazifizierungs-
kommissar der Tübinger Militärregierung bewirkte ab 
Februar, dass die neuen Säuberungskommissionen 
unter weitgehender Ausschaltung der Kommunisten 
zu tagen begannen. In Biberach schlug der Landrat 
den Vorsitzenden und die ständigen Mitglieder des 
Kreisuntersuchungsausschusses vor. Ein Zwischener-
gebnis der Arbeit dieses Gremiums ergab am 21. Janu-
ar 1946 aber gerade einmal eine Sanktionsquote von 
29 Prozent. 18

Mitte März 1946 wurden schließlich erste Ergeb-
nisse der französischen Untersuchungskommission 
bekannt. In der Folge griff das Militärgouvernement 
zur der erprobten Technik der Scheinradikalität und 
der Verschleierung. Der neue Entnazifizierungskom-
missar deutete an, man brauche für höchste französi-
sche Stellen dringend Zahlenmaterial. Gewissen Krei-
sen in Frankreich ging es in erster Linie darum, aus 
ihrer Zone die wirtschaftlichen Subsidien für den eige-
nen Wiederaufbau herauszuholen. Angesichts dessen 
blieb die Entnazifizierung in Südwürttemberg ein 
sekundäres Unterfangen, ja sie erwies sich als ein 
„großangelegter Bluff“. Vermutlich wollten die Fran-
zosen vermeiden, mit dem Erlass der eigenen Säube-
rungsbestimmungen die Partner im Alliierten Kon-
trollrat zu brüskieren und ihre eigenen wirtschaftli-
chen Interessen dadurch zu gefährden. 19 In dieses 
Bild passt die Aufsehen erregende Verhaftungsaktion 
von Jugendlichen in Biberach und Umgebung.

Denn am 8. April 1946, kurz nach Beginn der 
„Stecknadelaktion“, lag endlich der Kommissions-



einer halben Stunde“, so die Erinnerung eines Gefolter-
ten. Am schlimmsten waren die Elektroschocks an Brust-
warzen und Geschlechtsteilen. Wer zusammenbrach, 
wurde per Wasserschlauch wieder munter gemacht oder 
sein Kopf wurde in einen vollen Wasserkübel gedrückt. 
Einige Jungen trugen körperliche Schäden davon. Es 
kam zu Nierenquetschungen und gebrochenen Wirbel-
fortsätzen, so dass sie tagelang beim Gehen gestützt wer-
den mussten oder nur auf dem Bauch schlafen konnten. 
Kein Wunder, dass die Jungen in ihrer Angst wahllos 
irgendwelche Namen angaben und Geständnisse unter-
zeichneten, die oft weit über das hinausgingen, weswe-
gen sie sich schuldig bekennen konnten.

Bis zu drei Tage hatten die Jungen an der Wand ste-
hend zuzubringen. In den ersten Tagen gab es keinerlei 
Verpflegung, bis der katholische Stadtpfarrer Keppeler 
durchsetzte, dass wenigstens einmal täglich eine Suppe 
ausgegeben wurde. Angesicht der Masse der Festgenom-
menen sah sich die Gendarmerie gezwungen, die Jungen 
nach zwei bis drei Tagen und später jeweils nachts nach 
Abschluss der Verhöre zur Übernachtung ins Lager Bir-
kendorf zu transportieren. Dies geschah in einem Hoch-
bord-Lastwagen, zu dem die Jungen durch ein Spalier 
von Gendarmen getrieben wurden, die mit Maschinen-
pistolen bewaffnet waren. Diese Vorgänge blieben in der 
Biberacher Bevölkerung nicht unbemerkt. Einige 
Anwohner sollen in der ersten Aprilwoche sogar ihre 
Wohnungen verlassen haben. Alarmiert durch die 
Schmerzensschreie der Jugendlichen warteten einige 
Eltern der Inhaftierten beim Theater, um ihren Söhnen 
beim Abtransport ins Lager etwas zurufen zu können, 
worauf ein Bewacher Warnschüsse abgab. 

Was die Gendarmerie an Fakten aus den Jugendli-
chen herauspresste, ist heute wohl nur aus den Verhält-
nissen der unmittelbaren Nachkriegszeit verständlich. 
Einige Jugendliche mussten Waffen herausrücken, die sie 
teilweise mit erheblicher Energie und Einfallsreichtum 
vor Eltern und Gleichalterigen versteckt gehalten hatten. 
Zutage kamen erhebliche Mengen an Schusswaffen, 
vom Maschinengewehr bis zur kleinkalibrigen Pistole 
oder zur Leuchtpistole, teilweise voll funktionsfähig, 
aber auch oft beschädigt oder verrostet, mit und ohne 
Munition, sowie Hieb- und Stichwaffen aller Art. Sich in 
den Besitz von Waffen zu bringen, war 1945/46 im 
wahrsten Sinne des Wortes kinderleicht. Waffen, Muni-
tion und Sprengstoffe aller Art fanden sich praktisch 
überall, weggeworfen von den auf der Flucht befindli-
chen Wehrmachtseinheiten in den letzten Kriegstagen, 
versteckt und vergraben in den Wäldern oder auch ein-

Mitgliedern sowie auf Waffenbesitz. Nur in einzelnen 
Fällen war das Verhör nach wenigen Minuten beendet 
und einzelne jüngere Knaben im Schulalter entließ man 
nach Hause. In der Regel wurden die Jungen wiederholt 
verschärft vernommen, denn die Franzosen gaben sich 
mit den ersten Aussagen nicht zufrieden. Die Auswei-
tung der Festnahmen auf schätzungsweise 150 bis 200 
Jugendliche scheint unmittelbare Folge der Tatsache 
gewesen zu sein, dass die Folterungen erst beendet wur-
den, wenn die völlig erschöpften Jungen weitere Namen 
angegeben hatten. Denn wer später verhaftet wurde, 
dem sagte man auf den Kopf zu, er habe Waffen ver-
steckt. Auf diese Weise entstand in der Stadt der Ein-
druck, die Franzosen würden wahllos zugreifen, denn 
die männliche Jugend ganzer Wohnviertel, ja eine Klasse 
der Gewerbeschule fand sich in kurzer Zeit verhaftet im 
Hauptquartier der Gendarmerie. Ein gutes Beispiel für 
die Ahnungslosigkeit, mit der die Jungen anfänglich 
ihren Vernehmungen entgegen sahen, ist folgender 
Bericht eines Betroffenen: Beim Betreten des Warterau-
mes habe er angesichts der Tatsache, dass lauter Schul-
kameraden an den Wänden standen, ausgerufen: „Ja, ist 
das denn hier ein Klassentreffen?“, was ihm sofort die 
schlimmsten Schläge einbrachte.

Erreicht wurde die wahllose Angabe von Namen 
durch Bastonade, d. h. das Schlagen auf die nackten, 
zusammengebundenen Fußsohlen, worauf die Jungen 
anschließend unter Schlägen gezwungen wurden, auf 
scharfkantigem Kies herumzutrampeln, das eigens zu 
diesem Zweck in den Räumen ausgestreut worden war. 
Andere mussten auf scharfkantigen Holzscheiten knien. 
„Ich habe geglaubt, sie reißen mir die Füße aus nach 

Französische Gendarmen in Biberach.

Von Reinhold Adler, Fischbach
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chaotischen Zuständen, die den Zusammenbruch des 
Dritten Reiches auch im Raum Biberach begleiteten. 
Wegen der Auslagerung der Firma C. H. Boehringer & 
Co., Ingelheim, fertigte der Biberacher Architekt Franz 
Gaupp im Februar 1945 Pläne für eine Wohn- und eine 
Lagerbaracke, die auf dem Wiesengelände der Parzelle 
2216 östlich der damaligen Leimfabrik Helb und Frö-
scher in Birkendorf aufgestellt wurden. Eine dritte, 
etwas größere Baracke war schon geplant. Baubeginn 
war vor Einreichung der Baupläne bei der Stadt und 
förmlich genehmigt wurde das Vorhaben erst am 21. 
Juni 1945, als Biberach schon besetzt war.27 

Die französische Besatzungsmacht nutzte die Bara
cken seit Mai 1945 zur Unterbringung politischer 
Gefangener.28 Die zu erwartende Verschärfung der poli-
tischen Säuberung führte zu der Überlegung, das 
„Lager Lindele“ an der Birkenharder Straße, in dem 
deutsche Kriegsgefangene bis zu ihrem Abtransport 
nach Frankreich festgehalten wurden, in südwestlicher 
Richtung zu erweitern.29 Alternativ dazu überlegte der 
Landrat im Juni 1945, in einem Gebäude der Leimfa-
brik Raum zu schaffen. Das Stadtbauamt lehnte diese 
Pläne aus Kostengründen ab und wies darauf hin, dass 
sich das Gebäude der Leimfabrik für ein Gefangenenla-
ger nicht eigne, da es nicht entwässert sei und das 
Abwasser nur im Boden versickere, was zu katastropha-
len Zuständen bei einer Epidemie führen könnte. Die 
bestehenden Baracken in Birkendorf seien im Übrigen 
nicht heizbar. Favorisiert wurde eine totale Verlegung 
der politischen Gefangenen ins Lager Gaisental oder ins 
„Lager Lindele“. Müssten die Erweiterungspläne aber 
im Lager Birkendorf durchgesetzt werden, schlug das 
Stadtbauamt vor, dazu zwei Baracken von Zimmermei-
ster Härle und vier Baracken der Firma Ottenbacher zu 
verwenden. Der nötige Stacheldraht müsste der 
Umzäunung des „Lagers Lindele“ entnommen wer-
den.30 Die Besatzungsmacht ging auf diese Vorschläge 
zunächst nicht ein und verlegte die Gefangenen Anfang 
August kurzfristig ins „Lager Lindele“.31

Genauso kurzfristig befahl der Chef der französi-
schen Gendarmerie, Feldwebel Vest, die Rückverle-
gung der Häftlinge vom „Engländerlager“, wie das 
„Lager Lindele“ auch bezeichnet wurde, nach Birken-
dorf für den 14. August 1945. Die Stadt hatte zu die-
sem Zweck zwei LKWs, Strohsäcke sowie Doppelstock-
betten bereitzustellen und sicherzustellen, dass in die-
sem Lager Platz für ca. 400 Personen geschaffen wurde, 
was nahezu eine Verdoppelung der Belegungskapazität 
bedeutete.32

fach bei den angeordneten Abgabeterminen von den 
Besatzungssoldaten achtlos liegen gelassen. Die Besat-
zungsmacht selbst beseitigte diese gefährlichen Überre-
ste des Krieges nur unzureichend. Als sie unterhalb Met-
tenbergs oder in der Kiesgrube bei Warthausen gesprengt 
wurden, zog die Biberacher Jugend danach scharenwei-
se hinaus, um nach übrig gebliebenen Waffen zu suchen. 
Erst am 29. November 1946 war die Stadtmarkung 
Biberach offiziell frei von Sprengstoffen.26

Ein Grund für den Waffenfetischismus der damaligen 
Jugend ist vermutlich vor allem in ihrer nationalsoziali-
stischen Erziehung zu suchen: Waffen in der Hand von 
Kindern war das erklärte Ausbildungsziel in Jungvolk 
und Hitler-Jugend. „Politisch hat es ja nur eins gegeben: 
Wir sind erzogen worden, um einen Krieg zu führen“, so 
ein Betroffener im Rückblick auf seine Jugendzeit im 
Dritten Reich. Was in vielen Jahren anerzogen worden 
war, verlor sich nicht innerhalb eines Jahres. Die gefun-
denen Waffen wurden ausprobiert, wie z. B. im Fohrhäl-
dele, in das sich die französischen Soldaten deswegen 
schon gar nicht hineintrauten. Mitten in der Stadt schos-
sen zwei Jungen zum Spaß mit einem Kleinkaliber-
Gewehr auf die Wäscheleinen im Hinterhof, an denen 
auch die Uniformen einquartierter französischer Offizie-
re hingen. 

Waffen, insbesondere seltene Modelle von Pistolen, 
stellten aber auch einen gewissen materiellen Wert dar, 
waren gesucht, wurden gehandelt und getauscht, nicht 
nur von Jugendlichen, sondern auch von den französi-
schen  Gendarmen selbst. Der Erlös von 1500 Mark 
Besatzungswährung war für eine besondere Waffe nicht 
zu gering.

Handelte es sich nun bei den jugendlichen Taten um 
spielerische Abenteuer, jugendlichen Leichtsinn oder 
bereits um strafwürdige Tatbestände? Wie die Motive im 
Einzelnen auch gewesen sein mögen, nichts deutete dar-
auf hin, dass sich die Taten der Jugendlichen gegen die 
Besatzungsmacht als solche richteten, weshalb sich auch 
nach den Verhören und Folterungen keiner vorstellen 
konnte, was die eigentliche Gerichtsverhandlung brin-
gen sollte. Zunächst saßen die Jungen in Untersuchungs-
haft im Lager Birkendorf, das ja seine eigene Entste-
hungsgeschichte hat. 

Die Geschichte des Lagers Birkendorf

Die Anfänge des Lagers Birkendorf, das sich einst 
auf dem Betriebsgelände der Firma Thomae, heute 
Boehringer Ingelheim, befand, verlieren sich in den 
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Schussenried. Eine ähnliche Baracke stand noch in Ach-
stetten und eine Baracke der Organisation Todt bei Zim-
mermeister Härle war beschädigt. Bis 16. September war 
eine weitere, einst von Russen bewohnte Baracke im 
Lager Birkendorf aufgestellt, die aber wegen Wanzenbe-
falls desinfiziert werden musste.

Ein Plan des erweiterten Lagers Birkendorf 
datiert vom 11. September 1945 

Danach umfasste das Lager nun insgesamt acht 
Baracken, darunter sechs für die Gefangenen mit 402 
Betten, 51 davon in der Frauenbaracke Nr. V, zu der 
auch ein eigener Hof mit Wäschetrockenplatz sowie eine 
Waschküche und ein Wäscheraum gehörte. 

In der Männerbaracke Nr. I in der nordöstlichen Ecke 
gab es 84 Betten. Unmittelbar in südlicher Richtung daran 
angebaut war die Baracke IV mit 96 Betten. Danach folg-
te die Baracke VIII, eine ehemalige RAD-Baracke vom 
Lager Gaisental, mit Küchenräumen, Speisekammer und 
Magazin sowie mit Räumen für Koch und Friseur. Die an 
der Nordseite liegende Baracke II umfasste neben einem 
Raum für den Schuhmacher noch zwei Räume mit 75 
Betten. In einer weiteren Baracke in der nordöstlichen 
Lagerecke standen 60 Betten für männliche Gefangene 
zur Verfügung, die nach ordentlichem Recht verurteilt 
worden waren, also für Kriminelle, Schwarzhändler oder 
Leute, die wegen Passierscheinvergehen festgesetzt wor-
den waren. Für politische Häftlinge gab es hier nur 36 
Betten. An der Südseite gab es die Baracke VII für die 
Wache. Hier war auch eine Garage eingebaut. Daneben 
stand die Verwaltungsbaracke VI mit jeweils einem Raum 
für den Lagerkommandanten, das Krankenrevier und den 
Lagerarzt. Es gab einen Besucherraum, einen Waschraum 
und zwei Verhör- oder Konferenzzimmer. In der Mitte des 
Lagerplatzes befand sich ein Rondell mit der Trikolore.36 

Das Inventar des Lagers vom 13. Dezember 1946 
verzeichnete 104 drei- und neun zweiteilige Bettstellen 
aus Holz sowie 21 eiserne Bettgestelle. Dazu gehörten 
226 Strohsäcke und 220 Wolldecken, 20 Waschschüs-
seln und 30 Öfen.

Der Biberacher Unternehmer Guido Schmitz, der im 
August 1945 zum Leiter des Roten Kreuzes bestellt wor-
den war, versuchte das Lager mit Gemüse und Obst zu 
versorgen, wurde aber im Oktober  durch den Landrat 
darauf hingewiesen, die Militärregierung dulde nicht, 
dass der Normalsatz der Versorgung dadurch überschrit-
ten werde. Im gleichen Monat traten Kleiderläuse im 
Lager auf. Dr. Ehmann, der als Lagerarzt fungierte, stellte 

Die erste Baracke beim Feldweg 97 war zur Unter-
bringung der Büros, der Krankenabteilung und eines 
Lagerraums vorgesehen. Die nächste diente als Männer-
baracke und die dritte, die in drei Zimmer unterteilt wer-
den musste, als Frauenbaracke. Das Lagergelände musste 
stadteinwärts auf nahezu die doppelte Fläche erweitert 
werden. Auf diesen Platz waren zwei bis drei weitere 
Baracken der Starkstrom AG beim Unterwerk aufzustel-
len. Zwischen Männer- und Frauenbaracke musste eine 
zwei Meter hohe Wand errichtet werden, die auf der 
Männerseite mit Stacheldraht zu versehen war. Zwi-
schen alter und neuer Männerbaracke sollte ein Küchen-
trakt entstehen. Auch die Wasserversorgung musste neu 
angelegt werden. Getrennte Waschgelegenheiten und 
Abortanlagen für Frauen und Männer waren zu schaffen 
und auch die Lichtanlage musste erweitert werden. Die 
gesamte Stacheldrahtumzäunung hatte man zu erneuern 
und um 50 Zentimeter zu erhöhen. Ein Wachturm war 
zu versetzen und alle Wachtürme mussten mit einem 
Bretterschutz für die Wachposten versehen werden. Alle 
Arbeiten waren durch die Häftlinge auszuführen. 

Dass eine derartige Umgestaltung der Barackenanla-
ge in so kurzer Zeit nicht geleistet werden konnte, geht 
aus einer Klage des Gendarmerie-Chefs vom 23. August 
1945 über den schleppenden Fortgang der Arbeiten her-
vor. Das Stadtbauamt machte Verzögerungen durch Ein-
wendungen des Wohnungsamtes geltend, das die Bara
cken der Starkstrom AG für Wohnzwecke benötigte, 
während diese Firma darin selbst Monteure unterbrin-
gen wollte. Feldwebel Vest drohte mit einem Eingreifen 
der Militärregierung, da die Erweiterung des Lagers 
wegen der schlechten Witterung dringlich sei. 

Am 28. August 1945 verfügte die Besatzungsmacht, 
dass den Häftlingen im Lager Birkendorf Pakete nur 
jeweils am 15. eines Monats abgegeben werden durften. 
An anderen Tagen war es strengstens verboten, den 
Gefangenen etwas zu überreichen oder durch andere 
Personen überreichen zu lassen.33 Am 10. September war 
ein entsprechendes Hinweisschild am Lager angebracht.

Am 6. September erkundigte sich der kommissari-
sche Bürgermeister Leger34 bei der Firma Boehringer, ob 
diese ihr Baugesuch aufrecht erhalten wolle. Die Firma 
legte am 11. November Wert darauf, die Baracken später 
wieder zurückzubekommen.35

Im Zusammenarbeit mit dem Landrat bemühte sich 
die Stadt nun am 11./12. September 1945 um geeignete 
Baracken, vor allem aus den einstigen RAD-Lagern Rot a. 
d. Rot und Unteressendorf sowie um eine Wehrmachts-
baracke vom ehemaligen Flugplatz Reichenbach bei 
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Kreuz verpflegen lassen. Als deutscher Lagerleiter wurde 
Paul Hauser aus Obersulmetingen am 21. März 1946 
notdienstverpflichtet.40 

Bis Februar 1946 hatte die Firma Sourisseau die 
gesamten elektrischen Installationen auszuführen. Ende 
Februar waren die politischen Gefangenen aus diesem 
Lager teilweise entlassen oder aber nach Balingen über-
führt worden. Seit März 1946 sollen sich vorwiegend 
kriminell belastete Gefangene in diesem Lager befunden 
haben, deren Zahl aber stets abnahm, so dass das Lager 
Birkendorf im Januar 1947 aufgelöst wurde. Auf Veran-
lassung der Militärregierung wurden die restlichen Häft-
linge damals ins Landratsamtsgefängnis41 verlegt. Die 
Bewachung des Lagers ging damit an den Service Con-
trôle Pénitentiaire du Cercle du Biberach unter Leitung 
des Angestellten Tribout im Auftrag der Ravensburger 
Dienststelle (Leiter: Pesquier) über. Im September 1947 
lag die gesamte Geschäftsführung praktisch in den Hän-
den des ehemaligen Wachmannes Bitsch, der die Arbeits-
kommandos der Sträflinge im Landratsamtsgefängnis 
zusammenstellte. Das Lager Birkendorf selbst wurde 
zwar noch bewacht, aber nicht mehr benützt. Der Direc-
teur Général de la Justice überließ daraufhin die Bara
cken vorläufig auf Widerruf den deutschen Behörden. 
Drei Baracken wurden von Privatfirmen angekauft, drei 
weitere von der Firma Boehringer angemietet.42

Leben im Lager Birkendorf

Frühjahr und Sommer 1946 verbrachten die Jugend-
lichen im Lager Birkendorf, dessen Leitung in der Hand 

im April 1946 den Antrag, die Männer- und Frauenba-
racken zu entwesen. Das musste durch eine kompetente 
Firma geschehen, die erst im Juli damit anfing.37

1948 betrug die Kapazität des Lagers noch 270 Per-
sonen. Es bestand nur noch aus sechs Baracken, darun-
ter drei Wohnbaracken, eine große Küchenbaracke mit 
Magazin, Speisesaal und Handwerksstube sowie einer 
Verwaltungs- und einer Waschhausbaracke. Ein Teil war 
durch ständigen Ausbau und einen Neubau erweitert 
worden. Das Inventar stammte teilweise vom Roten 
Kreuz, teilweise vom Landratsamt.38

Bis 1949 veränderte sich die Anzahl der Baracken 
nicht. Die Firma Boehringer nutzte ihre drei Baracken 
wieder als Lager, während die übrigen Baracken dem 
Finanzamt Biberach teilweise als Lager und als Wohnun-
terkunft dienten.39

Die Wachmannschaft bestand bis Dezember 1945 
aus zwölf Polen. Die Stadt lehnte es ab, die städtische 
Polizei für Wachaufgaben in Birkendorf zur Verfügung zu 
stellen, da dies eine Aufgabe des Kreises sei. Sie übergab 
dem Landratsamt aber eine Liste mit den Namen von 
zehn städtischen Polizisten, die politisch unbedenklich 
waren. Leutnant Megel von der Sécurité Publique befahl, 
das Lager ab 10. Dezember 1945 durch deutsche Polizei 
zu bewachen. Der Gendarmerie-Kreisführer übernahm 
deshalb ab 13. Dezember die Aufsicht über das Lager mit 
ca. zwanzig Wachleuten. Städtische Polizisten wurden 
vom Kreis notdienstverpflichtet und von der Kreiskasse 
bezahlt, einschließlich einer Schwerarbeiter-Zulage. 
Gegen Lebensmittelmarken konnte sich die Wachmann-
schaft in der Lagerküche und durch das Deutsche Rote 

Plan des Lagers Birkendorf vom September 1945.
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In der Stadt sprach es sich bald herum, dass man 
beim Bauer Fröscher Lebensmittel-Pakete abgeben 
konnte. Denn die Jungen mussten die vollen Abfallkü-
bel aus dem Lager dort auf dem Misthaufen leeren und 
konnten in den leeren Kübeln Sachen ins Lager 
schmuggeln. Ganz ungefährlich war es nicht, den Jun-
gen etwas zukommen zu lassen. Als einmal die Schwe-
ster ihren zwei inhaftierten Brüdern etwas durch den 
Lagerzaun zustecken wollte, schossen die Bewacher in 
die Luft, fuhren der jungen Frau in einem Auto nach 
und hielten sie für eineinhalb Tage selbst im Lager fest.

Bestimmend für das Lagerleben wurde aber die 
andauernde Angst vor weiteren Folterungen, die in der 
Verwaltungsbaracke des Lagers stattfanden, und vor 
den Schikanen der französischen Lagerleitung, die 
immer dann zu erwarten waren, wenn diese betrunken 
war. Dann wurden Häftlinge auch spät nachts aus den 
Baracken geholt und oft eine ganze Stunde lang im 
Dauerlauf um das Rondell im Lagerhof getrieben. Das 
passierte auch der Zimmergruppe, die beim Appell als 
letzte antrat.

In der Anfangszeit gab es noch keine Arbeitskom-
mandos für die jugendlichen Häftlinge. Die Jungen wur-
den damit beschäftigt, den Kies des Lagerhofs zu rechen 
oder mit einer großen, von Hand gezogenen Wiesenwal-
ze einzuebnen. Letzteres wurde aber eingestellt, als die 
Jungen die Walze mit Feldsteinen füllten, wodurch beim 
Walzen ein ohrenbetäubender Lärm entstand.

schnell aufeinanderfolgenden französischen Militärs 
lag, von denen nur der letzte, ein vermutlich eher links 
stehender ehemaliger Seemann namens Marty, wegen 
seiner sportlichen Ambitionen und seines mitfühlenden 
Verhaltens die Anerkennung der jugendlichen Häftlinge 
fand. 

In den Wochen vor Ostern war das Lager überfüllt. 
Die Jugendlichen hatten sich anfangs zu zweit einen 
Strohsack in den Dreistockbetten zu teilen und es man-
gelte an Decken. Bei einem Appell soll die Höchstzahl 
der Jugendlichen einmal 151 betragen haben, während 
schätzungsweise nur noch 70 politische Häftlinge im 
Lager festgehalten wurden. 

Die Verpflegung war der allgemeinen Versorgungs-
situation entsprechend für Jugendliche unzureichend. 
Es gab vor allem wässrige Eintopfgerichte und eine dem 
jugendlichen Vokabular nach als „Spuntenleim“ 
bezeichnete Mehlsuppe, die den Magen füllte, aber 
nicht satt machte. Wer zu Hilfsdiensten in der von 
einem politischen Häftling, einer ehemaligen Fremdar-
beiterin und einigen deutschen Frauen geführten Lager-
küche herangezogen wurde, konnte beim Schälen 
gekochter Kartoffeln hin und wieder eine verschwin-
den lassen, bis die Küchenleitung den Jungen nur noch 
rohe Kartoffeln zum Schälen gab, die dann aber in 
dünne Scheiben geschnitten auf dem Ofen der Baracke 
geröstet wurden: sogenannte „gequälte Kartoffeln“, 
weil ohne Fett zubereitet.

Die „Stecknadelbuben“ im Lager Birkendorf 1946.
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gefundenen Waffen als Beweisstücke vor, von den 
Jugendlichen häufig nicht wiederzuerkennen. So hatte 
beispielsweise der Sohn eines in Internierung befindli-
chen Vaters dessen Wehrmachtspistole heimlich an sich 
genommen und später im Wald vergraben. Nach fast 
einem Jahr im Boden war die Waffe im Bereich des 
Magazins so verrostet, dass sie nicht mehr als funktions-
fähig gelten konnte. Bei der Verhandlung lag die Waffe 
völlig funktionsfähig auf dem Richtertisch, nachdem sie 
mehrere Tage in Reinigungsflüssigkeit gelegen hatte.

Die Verhandlungssprache war Französisch, dem 
weder die Jugendlichen noch ihre Eltern ganz folgen 
konnten. Als Dolmetscher fungierte der Sûrété-Mann 
Rosenzweig, der ob seiner Verwicklung in die Verhöre 
und Folterungen kaum als unparteiisch gelten konnte. 
Auf diese Weise wurden durch Foltermethoden erpresste 
Geständnisse der Jugendlichen als Beweismittel einge-
bracht. Sogar Adolf Pfender wurde als Zeuge aufgerufen, 
worauf Rechtsanwalt Gutöhrlein es wagte, darauf hinzu-
weisen, dass der aufgerufene Zeuge infolge des Verhörs 
verstorben sei. Unter diesen Umständen wurden einige 
Jugendliche wegen des Besitzes von Waffen zur Rechen-
schaft gezogen, die ihnen nur aufgrund erzwungener 
Aussagen zugeordnet wurden, die sie tatsächlich aber 
nie besessen hatten. Andere hatten den Besitz von Waf-
fen zugegeben, die aber während des ganzen Verfahrens 
nie mehr auftauchten. 

Der zweite Verhandlungstag brachte die Plädoyers der 
Anklage und der Verteidigung. Die Verteidigung 
beschränkte sich im Wesentlichen darauf, die Vergehen 
als jugendlichen Leichtsinn hinzustellen und um Milde 
zu bitten. Den beteiligten Deutschen schien es, als woll-
ten die Franzosen ein Exempel statuieren. Das gesamte 
Verfahren wirkte auf sie wie ein typisches Beispiel von 
Siegerjustiz. Insgesamt kam es zu 37 Verurteilungen und 
einer unbekannten Zahl von Freisprüchen. Nur in einem 
Fall wich das Urteil der Gerichts deutlich vom Strafantrag 
des Staatsanwaltes ab: Aus zwei Jahren Gefängnis wur-
den sechs Jahre. Dem betreffenden Jugendlichen wurde 
der Besitz einer intakten Leuchtpistole nachgewiesen, die 
von den französischen Soldaten aus unerfindlichen Grün-
den in dem Raum zurückgelassen worden war, wo die 
Einwohner ihre Waffen abzugeben hatten. 

Elf Fälle wurden wegen der Schwere der Vergehen 
– es handelte sich um zum Teil mehrfachen Besitz funk-
tionierender Waffen und Munition – an das Tribunal 
Générale in Rastatt verwiesen. In vier Fällen waren wei-
tere Nachforschungen nötig. Zwölf Angeklagte erhielten 
Gefängnisstrafen zwischen einem und fünf Jahren sowie 

Für die Mehrzahl der Jugendlichen kam völlig über-
raschend und ohne Begründung die Freilassung am 
Karsamstag, 20. April 1946. Der katholische Stadtpfar-
rer Keppeler hatte sich dafür ausgesprochen, vor allem 
die Mitglieder der St. Georgs-Pfadfinder und jene 
Jugendlichen zu entlassen, denen kein Waffenbesitz 
nachgewiesen wurde. Danach sollen noch bis zu 48 
Jugendliche im Lager verblieben sein. 

Die Lebensbedingungen besserten sich erst, nach-
dem die Voruntersuchungen abgeschlossen waren. 
Nun wurden die Jungen zu Arbeitskommandos einge-
teilt und kamen immer wieder mal aus dem Lager hin-
aus. So halfen sie im Pferdestall der Franzosen im 
„Lager Lindele“, beim Ausräumen der Filzfabrik in Bir-
kendorf oder bei Demontagen in der Posamentenfabrik 
Gerster. Neun Jungen wurden auch bei Holzarbeiten in 
den sogenannten „Franzosenschlägen“ in Fischbach 
eingesetzt, bewacht von dreizehn in Ummendorf statio-
nierten Franzosen mit durchgeladenen Karabinern. 

Nach der Arbeit gab es verschiedene Angebote zur 
Freizeitgestaltung. Es gab eine Lagerbibliothek. Einmal 
spielten die Jungen sogar Theater. Im Sommer wurde 
auf dem Hof eine Dusche installiert. Manche begannen 
sich mit Schnitz- und sonstigen Bastelarbeiten zu 
beschäftigen. Andere interessierten sich eher für die 
Mädchen in der abgetrennten Frauenbaracke, die 
wegen Passierscheinvergehen für eine Woche inhaftiert 
worden waren. Wäre da nicht die Wanzenplage gewe-
sen, hätte man den Lageraufenthalt fast als erträglich 
bezeichnen können. Doch das entscheidende Ereignis 
stand den Jungen noch bevor: Die Verhandlung vor 
dem Tribunal Sommaire bzw. Intermédiaire, dem einfa-
chen bzw. mittleren Militärgericht der Franzosen, das 
am 15. und 16. Juni 1946 in Biberach tagte.

Gerichtsverhandlung in Biberach

Wie viele Jugendliche in diesem Verfahren angeklagt 
wurden, war nicht zu eruieren. Zu den etwa 48 jugend-
lichen Häftlingen im Lager Birkendorf kam noch eine 
unbestimmte Zahl Freigelassener, insgesamt etwa 60 
Angeklagte, darunter auch ein über 50-jähriger Vater 
eines Jungen. Die Anklage bezog sich ausschließlich auf 
Verstöße gegen die Waffenbestimmungen. Von der Mit-
gliedschaft in einer Widerstandsgruppe war nicht mehr 
die Rede.

Der erste Tag diente der Beweisaufnahme. Als Vertei-
diger bestellt waren die Rechtanwälte Fliegauf, Biberach, 
und Gutöhrlein, Weingarten. In der Regel lagen die auf-
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oder Anfang Februar 1947 im normalen Straffvollzug 
befanden. Die Zustände dort waren verheerend: Sie 
wurden zu fünft in kleinen Zellen von 3x4 m unterge-
bracht; das Wachpersonal war brutal und häufig betrun-
ken; die Verpflegung war unzureichend und unappetit-
lich, weil Lebensmittelzuteilungen, insbesondere die 
den Jugendlichen zustehenden Fettrationen, unter-
schlagen wurden; Pakete von daheim waren zensiert 
und meist ihres Inhalts teilweise beraubt. 

Im Februar 1947 verlegte man die Jugendlichen von 
Ravensburg in das württembergische Landesgefängnis 
nach Rottenburg, wo sie mit der roten Farbe als 
Schwerverbrecher gekennzeichnet waren. Die dauer-
hafte Unterbringung mit Kriminellen des allgemeinen 
Strafvollzugs wurde vermutlich durch die Fürsprache 
der katholischen Kirche abgewendet, wie überhaupt 
die französische Gefängnisleitung gegenüber der deut-
schen Verwaltung ihre alleinige Zuständigkeit für diese 
Jugendlichen betonte. Dies wirkte sich in mehrfacher 
Hinsicht günstig aus: Die Jugendlichen wurden nur zu 
Arbeitseinsätzen außerhalb des Steinbruchs eingesetzt; 
die an sich strengen Besuchsregelungen wurden mit 
Hilfe der Franzosen in Einzelfällen geschickt umgan-
gen. Sowohl der katholische als auch der evangelische 
Gefängnisgeistliche durfte die Jungen einmal wöchent-
lich u. a. in Mathematik und Französisch unterrichten 
und im Garten des bischöflichen Ordinariats konnten 
sie sich mit Gartenfrüchten versorgen. Erst im Septem-
ber 1947 wurden zwei der jugendlichen Häftlinge in 
das Jugendgefängnis Hechingen verlegt. 

Das Verfahren vor dem Tribunal Générale in Rastatt

Bereits Anfang  August 1946 waren ca. 17 Häftlin-
ge zur Verhandlung vor dem oberen Militärgericht 
nach Rastatt überstellt worden. Dort wurden sie 
zusammen mit hohen NS-Funktionären, Wehrmachts- 
und SS-Offizieren, denen Kriegsverbrechen vorgewor-
fen wurden, in völlig überfüllten Todeszellen des 
Gefängnisses in der Nähe des Schlosses eingesperrt, 
von dessen Hof allmorgendlich die Geräusche der 
Hinrichtungen zu ihnen drangen. Die in regelmäßigen 
Abständen ausgetauschte Wachmannschaft bestand 
ausschließlich aus höheren Dienstgraden, die die 
Erwachsenen oft so schwer schlugen, dass es zu Kno-
chenbrüchen kam, und die gegenüber den Jugendli-
chen heftige Drohungen ausstießen. Auch hier kam es 
zu einer miserablen Unterversorgung, weil die franzö-
sische Küchenmannschaft Lebensmittel in großem Stil 

teilweise Geldstrafen zwischen 1000 und 3000 Reichs-
mark. Zehn Angeklagte wurden zu Gefängnisstrafen 
zwischen sechs und zehn Jahren verurteilt. 

Die zu Freiheitsstrafen verurteilten Jugendlichen 
wurden am 15. Juni wieder im Lager Birkendorf inhaf-
tiert. Auch die übrige Biberacher Jugend bekam die Fol-
gen der „Stecknadelaktion“ zu spüren. Nach Ostern, am 
24. April 1946, also kaum eine Woche nach den ersten 
Freilassungen aus dem Lager, teilte die Militärregierung 
Biberach den für die Sicherheit zuständigen Behörden 
mit: „Infolge gewisser Vorkommnisse, die sich in letzter 
Zeit zugetragen haben, ergeht für die deutsche Jugend 
nachstehend bezeichnete, ab 2. Mai 1946 in Kraft tre-
tende Anordnung. Jungen Leuten beiderlei Geschlechts 
unter 20 Jahren ist es zu untersagen, ab 22 Uhr auf der 
Straße oder sonstwie in der Öffentlichkeit sich aufzuhal-
ten.“ Diese Ausgangsbeschränkung wurde erst am 16. 
Juli 1946 nach Abschluss der Verhandlungen wieder 
aufgehoben. Den Verurteilten wurde ihre Haft in Birken-
dorf vor der Gerichtsverhandlung nicht auf ihre Gesamt-
haftzeit angerechnet. Ihr weiteres Schicksal schlug nun 
aber verschiedene Wege ein.

Im Strafvollzug in Ravensburg,  
Rottenburg und Hechingen

Von drei Jugendlichen ist bekannt, dass sie gegen 
ihre Urteile in Biberach Revision einlegten, die im Laufe 
des Dezembers 1946 zur Verhandlung kamen. Die 
Urteile wurden abgemildert, und zwar sollten die 
Jugendlichen bis zum 21. Lebensjahr in Heimerziehung 
kommen. Die Jungen wurden zunächst dem Caritas-
Jugendheim in Gundelfingen bei Freiburg zugewiesen, 
wo etwa 30 bis 35 Jungen aus dem südbadischen 
Raum, die alle wegen Waffenbesitzes verurteilt worden 
waren, von zwei Erziehern und einem Leiter betreut 
wurden. Später zog das ganze Heim in das Schloss von 
Oberrimsingen um. Ein mehrwöchiger Aufenthalt im 
Höllhof, einer ehemaligen Forst- und Imkerschule in 
Reichenbach bei Gengenbach, die damals zur Umerzie-
hung ehemaliger Adolf-Hitler-Schüler der NS-Ordens-
burgen diente, schloss sich an. Ein Biberacher wurde 
seiner evangelischen Konfession wegen bald in ein 
Heim bei Calw verlegt. Die große Mehrzahl der verur-
teilten Biberacher Jugendlichen kam nicht annähernd 
so glimpflich davon.

Im September 1946 wurden die in Biberach verur-
teilten Jugendlichen per Lastwagen nach Ravensburg 
gebracht, wo sie sich im „Roten Haus“ bis Ende Januar 
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gert oder ihr Verdienst sei für die Familienversorgung 
notwendig. Befürchtet wurde auch, die charakterliche 
Entwicklung ihrer Söhne würde durch das Zusammen-
sein mit kriminellen Häftlingen beeinträchtigt. Bürger-
meister Leger befürwortete die Entlassungsgesuche.

Den Durchbruch erzielte aber erst eine persönliche 
Vorsprache des Biberacher Militärgouverneurs Weill bei 
der Militärregierung in Baden-Baden. Der Sohn elsässi-
scher Juden, der seit Anfang 1946 Militärgouverneur in 
Biberach war, hatte sich stets für das Jugendleben in 
Biberach eingesetzt. Er vermittelte der Oberschule fran-
zösische Assistenten, berief eigens einen Jugendoffizier, 
der im Haus Huber-Harth den Aufbau eines Kulturzen-
trums betrieb, und genehmigte 1947 die Einrichtung 
eines „Hauses der Jugend“ im beschlagnahmten 
NSDAP-Kreishaus, dem heutigen Pestalozzi-Haus. 

Im Rahmen der Eröffnung einer landwirtschaftli-
chen Ausstellung in der Gigelberg-Turnhalle am 29. 
September 1947 kam es schließlich zu einer Begeg-
nung zwischen dem Tübinger Generalgouverneur Wid-
mer und Bürgermeister Leger, bei welcher der Bürger-
meister erfuhr, dass „die sogenannten Stecknadelbu-
ben, soweit sie minderjährig“ waren, begnadigt worden 
seien. Dies bestätigte die Biberacher Militärregierung 
nachmittags schriftlich und Bürgermeister Leger konnte 
den betreffenden Eltern noch am gleichen Tage die gute 
Nachricht mitteilen. Der Strafaufschub war am 26. Sep-
tember 1947 durch General König in Baden-Baden aus-
gesprochen worden. 

Doch bis zur tatsächlichen Entlassung verstrich noch 
etliche Zeit. Die Jungen mussten sich erst das Geld für 
die Heimfahrt schicken lassen, denn nach rund 240 
Tagen im öffentlichen Strafvollzug verfügten die Jungen 
über so gut wie kein eigenes Geld. In Rottenburg kam es 
am 3. Oktober, in Germersheim am 7. Oktober und in 
Wittlich erst am 11. Oktober zu Entlassungen. Die 
Jugendlichen des Caritas-Heims Oberrimsingen wurden 
wohl zunächst vergessen, denn sie durften erst am 29. 
November 1947 nach Hause. Insgesamt war die Entlas-
sungsaktion bis Weihnachten 1947 abgeschlossen. Für 
die vorzeitige Entlassung des letzten Häftlings setzte sich 
Bürgermeister Leger noch 1950 bei Generalgouverneur 
Widmer ein. 

Die Eisenbahnfahrt von Rottenburg oder Freiburg 
nach Hause verlief in der Regel relativ harmlos. Bei den 
damaligen Verkehrsverhältnissen erwies sich die Heim-
reise von Wittlich oder Germersheim als Problem. Ein-
einhalb Tage lang in überfüllten, fensterlosen Zügen, in 
den Gängen stehend oder auch auf den Puffern sitzend, 

verschob. Die Jungen magerten ab, Hungerödeme 
stellten sich ein. 

Die Anklageschrift datiert vom 10. September 1946

 Auch hier wurde von einer Anklage wegen Wider-
standstätigkeit abgesehen. Allerdings hätten die 
Jugendlichen die „fantastischsten und verschieden-
sten Gründe“ angegeben, warum sie der Besatzungs-
macht Waffen vorenthalten hätten. Die Verhandlung 
fand schließlich am 2. und 3. Oktober 1946 statt. Das 
Verfahren gegen einen Erwachsenen aus Mittelbiber-
ach, in dessen Keller eine Menge Wehrmachtswaffen 
gefunden wurden, die vermutlich von zurückgehen-
den deutschen Soldaten über die Kartoffelrutsche ent-
sorgt worden waren, wurde abgetrennt und endete 
mit der Todesstrafe. Gegen acht Angeklagte wurde 
nichtöffentlich verhandelt, weil sie noch nicht acht-
zehn Jahre alt waren. Die Urteile lauteten auf sechs 
Monate bzw. fünf bis fünfzehn Jahre Gefängnis auf 
Bewährung sowie auf zwei bis sieben Jahre Gefängnis 
ohne Bewährung. Die beiden jüngsten Biberacher 
Jugendlichen wurden freigesprochen und somit nach 
rund 180 Tagen Haft mit der Drohung entlassen, in 
Zukunft keinen Schritt machen zu können, ohne 
beobachtet zu werden. 

Auch in Rastatt kam es im November 1946 zu 
Revisionsverhandlungen, die aber in Abwesenheit der 
Angeklagten durchgeführt wurden. In der Mehrzahl 
kam es zu Strafmilderungen. So wurde das Todesurteil 
in zwölf Jahre Schwerarbeit umgewandelt. 

Der Strafvollzug fand unter ähnlich schlimmen 
Umständen wie in Rastatt ab Dezember 1946 im ehe-
maligen Wehrmachtsgefängnis Germersheim statt. Ein-
zige Beschäftigung war das Tütenkleben. Erst im Januar 
1947 verlegte man die minderjährigen Jugendlichen in 
die Jugendstrafanstalt Wittlich in der Eifel, wo es 
wenigstens zwei- bis dreimal in der Woche Unterricht 
gab und ein Pfarrer Besuche machen durfte.

Begnadigungen und Entlassungen

Bereits im Verlauf des Jahres 1946 gab es von ver-
schiedenen Seiten Versuche, das Los der verurteilten 
Jugendlichen zu bessern oder eine Begnadigung zu 
erzielen. Etliche Eltern wandten sich 1947 an die Mili-
tärregierung und baten darum, ihre Kinder aus der Haft 
zu entlassen. Sie begründeten ihre Gesuche mit ihrer 
Sorge, die Berufsausbildung der Jungen würde verzö-



Jahr Ausbildungszeit nahtlos weiterführen konnte und 
mit seinen Altersgenossen die Gesellenprüfung abschloss, 
mussten sich andere umorientieren. Der Grund dafür lag 
häufig in der Haltung der einstigen Arbeitgeber bzw. 
Lehrherrn, die sich vermutlich der Besatzungsmacht und 
den Kunden gegenüber eher verpflichtet fühlten. Ähn-
lich problematisch war es in einigen Fällen, die unterbro-
chene Schulausbildung wieder aufzunehmen. 

Tatsache ist, dass durch die Nichtanrechnung der 
Haftzeiten ein geringer Verlust von Rentenansprüchen 
hingenommen werden musste. Der Kreisverband Biber-
ach lehnte 1956 einen Antrag auf Kriegsgefangenen-
Entschädigung mit der Begründung ab, die Festnahme 
im April 1946 stehe nicht ursächlich im Zusammenhang 
mit den Kriegsereignissen. Sie sei vielmehr aus rein poli-
tischen Gründen erfolgt und habe der Durchsetzung 
politischer Ziele gedient.43

Resümee

Vermutlich blieb für keinen der damals betroffenen 
Jugendlichen die gemachte Erfahrung ganz ohne Folgen 
für das spätere Leben. Folter und Haft verbitterten man-
che lebenslang. Viele mieden Frankreich zeitlebens. Ande-
re erlebten gerade in der Haft die Hilfe integerer Men-
schen, unabhängig von Nationalität und politischer Orien-
tierung. Einerseits kamen damals Hassgefühle gegenüber 
der Besatzungsmacht auf. Hätte sie diese Jugendlichen für 
sich gewinnen wollen, wäre ein anderer Weg sicherlich 
richtiger gewesen. Der französische Jugendoffizier Henri 
Humblot selbst konstatierte schon im November 1946, 
also während sich die Biberacher Jugendlichen noch in 
Haft befanden, aufgrund einer an 12 000 Jugendlichen 
und Studenten vorgenommenen Untersuchung über den 

ging es Biberach zu, wo die Jungen mit rußgeschwärz-
tem Gesicht und völlig entkräftet ankamen. Die gesund-
heitlichen Folgen langer Unterernährung schwanden 
erst nach längerer ärztlicher Behandlung. 

Eine nicht geringe Belastung dürfte für viele Familien 
die Begleichung der Anwaltskosten dargestellt haben, die 
sich z. B. im Fall einer Rastatter Verhandlung auf 1400 
Reichsmark beliefen. Interessanterweise wurden die 
Eltern etwa einen Monat nach der Haftentlassung ihrer 
Söhne mit Haftkostenrechnungen konfrontiert, die sich 
am Beispiel der Jugendhaftanstalt Hechingen auf 432,24 
Reichsmark, mithin also auf 1,80 RM pro Hafttag belie-
fen. Trotz Widerspruchs der Eltern kam es noch im April 
1948 zum Versuch der Pfändung, die dann aber ohne 
weiteren Bescheid eingestellt wurde.

Auch die Gerichtskasse Landau stellte den Germers-
heimer Häftlingen derartige Kostenrechnungen aus, die 
sich in einem Fall auf 1665 RM beliefen und eine Haft-
zeit vom 1. April 1947 bis 14. April 1950 abdecken soll-
te, was in keiner Weise der Realität entsprach. Dennoch 
wurde die Bezahlung dieser Rechnung im Dezember 
1947 angemahnt. Mit Unterstützung durch Bürgermei-
ster Leger baten die Eltern, diese Kosten auf die Staats-
kasse zu übernehmen, weil der Vater einer mehrköpfi-
gen Familie bei einem Wochenverdienst von etwa 30 RM 
durch die Zahlung der Anwaltskosten in seiner Wirt-
schaftskraft bereits völlig erschöpft war. Eine neue, der 
tatsächlichen Haftzeit des Sohnes entsprechende Kosten-
rechnung von 285 RM wurde schließlich im März 1948 
endgültig niedergeschlagen.

Der Neuanfang in Biberach gelang vielen, aber nicht 
allen. Jeder kam wieder in einem Beruf unter, wenn auch 
nicht in jedem Fall an der gleichen Arbeitsstelle. Wäh-
rend der eine seine Lehre trotz Verlusts von über einem 

Gedenkveranstaltung im „Ochsenhauser Hof“ am 17. April 1996 .
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nehmen und jeder einzelne kann auch vergeben. Für den 
zu Tode gekommenen Adolf Pfender kann jedoch nie-
mand sprechen. Sein Tod sollte nicht einfach vergessen 
werden. 

Archivalien:

Akten des Bauverwaltungsamtes Biberach
Kreisarchiv Biberach (KA BC)
Stadtarchiv Biberach (StA BC)
Diverse Archivalien aus Privatbesitz
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noch bestehenden Einfluss der NS-Propaganda, dass etwa 
1/15 der Jugendlichen zu den Unbelehrbaren zu zählen 
sei, wozu die französische Besatzungspolitik beigetragen 
habe. Ein weiteres Fünfzehntel sei frankophil, während 
1/10 im Fahrwasser des US-amerikanischen oder sowje-
tischen Einflusses sei. Die überwiegende Masse der 
Jugendlichen sei weder aktiv noch hasserfüllt, verhalte 
sich abwartend und unentschlossen, drohe aber, sich den 
Unbelehrbaren anzunähern.44

Andererseits sind es keineswegs antifranzösische Ein-
stellungen, die die Betroffenen bewogen, ihre Erlebnisse 
schließlich öffentlich zu machen. Mit dem Beginn ihres 
Ruhestandes überwog das Bedürfnis, sich endlich Klarheit 
über den eigenen Werdegang zu verschaffen. 

Die damals in die „Stecknadelaktion“ verstrickten 
Jugendlichen hatten ihre erste Prägung durch den beherr-
schenden Staat im Nationalsozialismus und während des 
Zweiten Weltkrieges erfahren. Ihre zweite Prägung erfolg-
te unter vergleichsweise noch schlimmerem Druck durch 
die Besatzungsmacht, die zur gleichen Zeit der deutschen 
Jugend die gemeinsamen Ideale der Menschlichkeit auf-
zeigen wollte.45 Sie sehen sich deshalb in mehrfacher Hin-
sicht als Opfer der Verhältnisse und sie hatten das Bedürf-
nis, ihre Erlebnisse ohne Bevormundung eigenständig 
darzustellen und interpretieren zu können. Dies wurde 
1995 erstmals im Rahmen einer durch die Biberacher 
Wissensbörse angeregten Arbeitsgruppe in der Altenbe-
gegnungsstätte „Ochsenhauser Hof“ versucht.46 Offen-
sichtlich ist dieses Bedürfnis jahrzehntelang in Biberach 
nicht vollständig befriedigt worden. Die Wurzel des Übels 
liegt vermutlich in der erst spät aufgearbeiteten Geschich-
te der Entnazifizierung und den damaligen sozialen Ver-
hältnissen in der Stadt. Eine objektive Sicht der Ereignisse 
wird ohne Kenntnis der bis heute gesperrten französi-
schen Akten nur schwerlich gelingen.47 Manches spricht 
dafür, dass es sich um die Folge einer innerfranzösischen 
Auseinandersetzung handelte. 

Nichts dürfte jedoch die Klärung der „Stecknadelakti-
on“ so behindert haben wie der Vorwurf, der die damali-
gen Jugendlichen nach ihrer Entlassung traf: Sie seien 
„Verbrecher“. Dazu ist festzustellen: Keiner der Jugendli-
chen galt nach der Gründung der Bundesrepublik im 
Sinne des Gesetzes als vorbestraft. Wer trägt nun die 
Schuld an den damaligen Ereignissen? War es die lokale 
Besatzungsmacht, waren es „die Franzosen“ oder tragen 
gar die Jugendlichen selbst, die mit ihren Geständnissen 
die Verhaftungsaktion ausweiteten, Schuld daran? Sicher-
lich nicht! Schuld ist eine individuelle, keine kollektive 
Kategorie. Einzelne Menschen können Schuld auf sich 
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